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Protokoll 4. GR-Sitzung am 23. September 2024 
 
Bürgermeister Walter Reinthaler eröffnet die 4. Gemeinderatssitzung des Jahres 2024 
um 19:02 Uhr und begrüßt die anwesenden Mitglieder des Gemeinderates, Amtsleiter 
Christoph REINTHALER, VB Robert ESSL und VB Vanessa WIESNER als Schriftfüh-
rerin.  
 
Ich stelle fest, dass 

• die Verständigung vom Vorsitzenden der Sitzung hierzu gemäß den vorliegenden 
Zustellnachweisen an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich 
am 16. September 2024 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist. 

• die Niederschrift über die letzte Sitzung des Gemeinderates vom 24. Juni 2024 bis 
zur heutigen Sitzung während der Amtsstunden aufgelegen ist, während der Sit-
zung noch aufliegt und gegen diese Niederschrift bis zum Sitzungsschluss Ein-
wendungen eingebracht werden können, andernfalls das Protokoll als angenom-
men betrachtet wird. 

• die Beschlussfähigkeit gegeben ist. 

• ich als Vorsitzender auf § 64 der OÖ Gemeindeordnung verweise, wonach Mitglie-
der des Gemeinderates ihre Befangenheit selbst wahrzunehmen und dies am Be-
ginn der Beratung des Tagesordnungspunktes zu erklären haben. 
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Vor Eintritt in die Tagesordnung wurde eine Trauerminute für den verstorbenen ehe-
maligen Gemeinderat und Gemeindevorstand Alois Peter BADERGRUBER abgehal-
ten. 
 
 
 
1. Bürgerfragestunde – Vorsitz Die ÖVP 
Der Vorsitzende Bürgermeister Walter REINTHALER und der Fraktionsobmann Alois 

BÖGL begrüßen den anwesenden Bürger. 

Seitens des Bürgers gibt es keine Fragen und somit auch keine Wortmeldungen. 

 
 
 
2. Bau Übergabeschacht Notversorgung WVA Ort/WG Osternach – Vergabe 
Bereits im Jahr 2022 hat der Gemeinderat die Planungsarbeiten für den Lückenschluss 
zur Notwasserversorgung zwischen der WasserVersorgungsAnlage Ort (WVA Ort) 
und der WasserGenossenschaft Osternach (WG Osternach) an die Firma HIPI verge-
ben.  
Dazu wurden im Jahr 2023 und 2024 mehrmals Gespräche zwischen den Beteiligten, 
der planenden Firma HIPI und Sachverständigen des Landes Oö. für Wassergenos-
senschaften geführt. 
Um eine Förderung für die private WG Osternach lukrieren zu können, ist es notwen-
dig, eine Trennung zwischen dem Errichter/Besitzer des Übergabeschachtes (Ge-
meinde bzw. WVA Ort) und dem Errichter/Besitzer der Versorgungsleitung (WG Os-
ternach) durchzuführen. 
Weiters ist es notwendig, vor der Herstellung des Zusammenschlusses eine Änderung 
der Wassergebührenordnung durchzuführen, damit für die Mitglieder der WG Oster-
nach keine Anschlusspflicht mit den entsprechenden Grund- und Benützungsgebüh-
ren hinsichtlich der Wassergebührenordnung entsteht. Dies wird in einem weiteren Ta-
gesordnungspunkt (siehe TOP 3a) durchgeführt werden. 
Die Gemeinde hat nun die Kosten der Errichtung des Übergabeschachtes zur Notwas-
serversorgung samt technischer Ausführung zu übernehmen. Ab dem Übergabe-
schacht trägt die WG Osternach nun gänzliche Kosten. 
Es liegt ein aktualisiertes Angebot der Firma Braumann/Antiesenhofen zur Errichtung 
dieses Schachtes in der Höhe von € 62.016,29 inkl. MwSt. vor. (Beilage) 
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Beratung:  Seitens der Gemeinderatsmitglieder gibt es hierzu keine beson-
deren Wortmeldungen. 

 
Antrag: Der Antrag lautet, den Auftrag zur Errichtung des Übergabe-

schachtes zur Notwasserversorgung zwischen der WVA Ort und 
der WG Osternach laut Angebot vom 21. Juni 2024 zu Kosten in 
der Höhe von € 62.016,29 inkl. MwSt. an die Firma Braumann, 
Antiesenhofen zu vergeben. Als Zeichen der Zustimmung ersu-
che ich dazu um ein Handzeichen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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3. Wassergebührenverordnung und Kanalgebührenordnung – Änderung  
 
a) Wassergebührenordnung Änderungen 
Sowohl durch festgestellte „Mängel“ in der Gebarungsprüfung, als auch durch den ge-
planten Lückenschluss der Notwasserversorgung zwischen der WVA Ort und der WG 
Osternach ist es notwendig, die bestehende Wassergebührenordnung in mehreren 
Punkten abzuändern. 
 
1. Änderung der Wassergebührenordnung: 
Hinsichtlich der Notverbindung WVA Ort und WG Osternach wird unter § 1 dieser in 2 
Absätze aufgegliedert, die wie folgt lauten: 
 

§ 1 Anschlussgebühr 
 
1) Für den Anschluss von Grundstücken an die gemeindeeigene, öffentliche Wasser-

versorgungsanlage der Gemeinde Ort im Innkreis (im folgenden WVA) wird eine 
Wasseranschlussgebühr erhoben.  
 

2) Gebührenpflichtig ist der Eigentümer der angeschlossenen Grundstücke. Nicht als 
Angeschlossen im Sinne dieser Gebührenordnung gelten jene Grundstücke, die an 
eine Wassergenossenschaft, welche nach den Bestimmungen des 9. Abschnitts 
des Wasserrechtsgesetzes (WRG 1959), BGBL Nr. 215/1959, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 54/2014, gegründet worden ist, angeschlossen sind. 

 
Begründung: 
Mit der Neuaufnahme der Bestimmung des § 1 Abs. 2 wird klargestellt, dass Grund-
stücke, die an eine Wassergenossenschaft angeschlossen sind, nicht unter die Ge-
bührenpflicht des § 1 und § 4 fallen. Dies wurde auch schon bisher bei der Vorschrei-
bung von Gebühren so gehandhabt. 
Wären den Mitgliedern der Wassergenossenschaft – welche bereits die Anschlussbei-
träge (die oftmals wesentlich höher als die Anschlussgebühren an kommunale Anla-
gen sind) an die Genossenschaft geleistet haben und auch laufende Benützungsent-
gelte an die Wassergenossenschaft leisten – zusätzlich die Gebühren laut der Gebüh-
renordnung vorzuschreiben, würde das eine massive Schlechterstellung von Mitglie-
dern der Wassergenossenschaft bedeuten, da diese auch weiterhin die eigenen Anla-
geteile betreiben bzw. instand halten müssen und auch die Kosten dafür selbst zu 
tragen haben. Diese Schlechterstellung könnte in Folge auch dazu führen, dass keine 
gemeinschaftliche Trinkwasserversorgungslösung realisiert, sondern stattdessen an 
Einzellösungen festgehalten wird. Dadurch würden auch wesentliche strategische Ziel-
setzungen der Wasserwirtschaft des Landes Oberösterreich konterkariert. Insbeson-
dere könnten auch Maßnahmen zur Erhöhung der Versorgungsicherheit mit Trinkwas-
ser wesentlich erschwert werden.  
 
2. Änderung der Wassergebührenordnung: 

 
§2 Ausmaß der Anschlussgebühr: (Ergänzungsgebühr) 

 
1) Die Wasseranschlussgebühr beträgt je Quadratmeter der Bemessungsgrundlage 

nach Abs. 2, mindestens aber 2.752,20 Euro inkl. MwSt.  
• bis 200 m² (~ 17,17 Euro inkl. MwSt.),  

• über 200 m²  (~ 11,55 Euro inkl. MwSt.)  
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2)  
k) Auf die Wasseranschluss(ergänzungs)gebühr nach §2 Abs. 1 wird je Quadrat-

meter folgender Nachlass für Lagerflächen gewährt werden: 
bis 2.000m² 50% Nachlass 
von 2.000m² bis 3.000m²  60% Nachlass 
über 3.000m² 70% Nachlass 

 
Begründung:  
Die 2. Änderung betrifft Vereinbarungen mit Firmen, deren Berechnung der Wasser-
gebühren aufgrund der Feststellung im Rahmen der Gebarungsprüfung in die Wass-
ergebührenordnung aufzunehmen ist. 
 
 
3. Änderung der Wassergebührenordnung: 

 
§ 8 Inkrafttreten 

 
Die Rechtswirksamkeit dieser Wassergebührenordnung beginnt mit dem 01.01.2025. 
Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung des Gemeinderates vom 
01.01.2017 samt nachfolgenden Gebührenänderungen außer Kraft. 
 
 
Beratung:  Seitens der Gemeinderatsmitglieder gibt es hierzu keine beson-

deren Wortmeldungen. 
 
Antrag: Der Antrag lautet, die Änderungen der Wassergebührenordnung 

zu beschließen damit sie nach erfolgter Verordnungsprüfung mit 
1. Jänner 2025 wirksam wird. Als Zeichen der Zustimmung ersu-
che ich dazu um ein Handzeichen. 

 

Beschluss: 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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b) Kanalgebührenordnung Änderungen 
Dieser Tagesordnungspunkt wird auf die nächste Gemeinderatssitzung vertagt (GR 
5/2024 geplant am 24.10.2024), da noch eine Frage bezüglich der Begründung der 1. 
Änderung der Kanalgebührenordnung geklärt wird. 
 
 
Sowohl durch festgestellte „Mängel“ in der Gebarungsprüfung, als auch durch den ge-
planten Lückenschluss der Notwasserversorgung zwischen der WVA Ort und der WG 
Osternach ist es notwendig, die bestehende Kanalgebührenordnung in mehreren 
Punkten abzuändern. 
 
 
1. Änderung der Kanalgebührenordnung: 
 

§ 1 Anschlussgebühr 
 
(1) Für den Anschluss von Grundstücken an das gemeindeeigene, öffentliche Kanal-
netz der Gemeinde Ort im Innkreis (im folgenden Kanalnetz) wird eine Kanalan-
schlussgebühr erhoben. 
 
(2) Gebührenpflichtig ist der Eigentümer der angeschlossenen Grundstücke, im Fall 
des Bestehens von Baurechten der Bauberechtigte.  
Nicht als angeschlossen im Sinn dieser Gebührenordnung gelten jene Grundstücke, 
die an eine Wassergenossenschaft, welche nach den Bestimmungen des 9. Abschnitts 
des Wasserrechtsgesetzes (WRG. 1959), BGBl. Nr. 215/1959, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 54/2014, gegründet worden ist, angeschlossen sind. 
 
Begründung: 
Mit der Neuaufnahme der Bestimmung des § 1 Abs. 2 wird klargestellt, dass Grund-
stücke, die an eine Wassergenossenschaft angeschlossen sind, nicht unter die Ge-
bührenpflicht des § 1 und § 5 fallen. Dies wurde auch schon bisher bei der Vorschrei-
bung von Gebühren so gehandhabt. 
Wären den Mitgliedern der Wassergenossenschaft – welche bereits die Anschlussbei-
träge (die oftmals wesentlich höher als die Anschlussgebühren an kommunale Anla-
gen sind) an die Genossenschaft geleistet haben und auch laufende Benützungsent-
gelte an die Wassergenossenschaft leisten – zusätzlich die Gebühren laut der Gebüh-
renordnung vorzuschreiben, würde das eine massive Schlechterstellung von Mitglie-
dern der Wassergenossenschaft bedeuten, da diese auch weiterhin die eigenen Anla-
geteile betreiben bzw. Instand halten müssen und auch die Kosten dafür selbst zu 
tragen haben. Diese Schlechterstellung könnte in Folge auch dazu führen, dass keine 
gemeinschaftliche Abwasserentsorgungslösung realisiert, sondern stattdessen an Ein-
zellösungen festgehalten wird. Dadurch würden auch wesentliche strategische Zielset-
zungen der Wasserwirtschaft des Landes Oberösterreich konterkariert. 
 
 
2. Änderung der Kanalgebührenordnung: 
 

§2 Ausmaß der Anschlussgebühr: (Ergänzungsgebühr) 
 
1) Die Kanalanschlussgebühr beträgt je Quadratmeter der Bemessungsgrundlage 

nach Abs. 2, mindestens aber 4.591,40 Euro inkl. MwSt. 
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• bis 200 m² (~ 28.85 Euro inkl. MwSt.), 

• über 200 m² (~ 18,68 Euro inkl. MwSt.) 
 
2)  

k) Auf die Kanalanschluss(ergänzungs)gebühr nach §2 Abs. 1 wird je Quadratme-
ter folgender Nachlass für Lagerflächen gewährt werden: 
bis 2.000m² 50% Nachlass 
von 2.000m² bis 3.000m²  60% Nachlass 
über 3.000m² 70% Nachlass 

 
Begründung:  
Die 2. Änderung betrifft Vereinbarungen mit Firmen, deren Berechnung der Wasser-
gebühren aufgrund der Feststellung im Rahmen der Gebarungsprüfung in die Kanal-
gebührenordnung aufzunehmen ist. 
 
 
3. Änderung der Kanalgebührenordnung: 
 

§4 Kanalbenützungsgebühren 
 

1. Der Gebührenpflichtige gemäß § 1 Abs. 2 hat eine jährliche Kanalbenützungsge-
bühr zu entrichten. 

 
Die Belastungseinheiten betragen für: 
a) 1 ständiger Bewohner ab dem vollendeten 15. Lebensjahr  1,00 BE 
b) 1 ständiger Bewohner bis zum vollendeten 15. Lebensjahr  0,50 BE 

 
 
6. Sondervereinbarungen: 

Mit gewerblichen Betrieben können Sondervereinbarungen abgeschlossen wer-
den, wenn zumindest 10% des für den gesamten Produktionsstandort bezogenen 
Wassers aus produktionstechnischen Gründen nicht in den Kanal gelangen. Der 
Einleiter hat für die nicht in den Kanal gelangenden Wassermengen exakte – von 
der Gemeinde Ort im Innkreis anerkannte Nachweise zu erbringen. (z.B. Offenle-
gung der Produktions-. Verdampfungsmengen bei der Teigwarenproduktion)  

 
 
4. Änderung der Kanalgebührenordnung: 
 

§ 6 Entstehen des Abgabenanspruchs und Fälligkeit 
 

2) Die Verpflichtung zur Entrichtung der ergänzenden Kanalanschlussgebühr nach § 
2 Abs. 4 entsteht mit der Vollendung der Rohbauarbeiten bzw. der vollendeten Än-
derung des Verwendungszwecks. 

3) Die Verpflichtung zur Entrichtung der Bereitstellungsgebühr gemäß § 5 (Bereitstel-
lungsgebühr) entsteht mit Ablauf des Monats, in dem die Herstellung des Anschlus-
ses des Grundstückes an das Kanalnetz erfolgt. 
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5. Änderung der Kanalgebührenordnung: 
 

§ 8 Inkrafttreten 
 
Die Rechtswirksamkeit dieser Kanalgebührenordnung beginnt mit dem 01.01.2025. 
Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung des Gemeinderates vom 
01.01.2017 samt nachfolgenden Gebührenänderungen 
 
 
Beratung: GR Ernst MAYR möchte wissen, warum bei der Begründung der 

1. Änderung ein Paragraph (§5) angeführt ist, der nicht mit unse-
rer derzeitigen Kanalgebührenordnung übereinstimmt. Amtslei-
ter Christoph REINTHALER erklärt, dass diese Begründung vom 
Oö. Gemeindebund ist und dies zuvor mit dem Oö. Gemeinde-
bund abgeklärt werden muss. 

 
 Dieser Tagesordnungspunkt wird auf die nächste 

Gemeinderatssitzung vertagt (GR 5/2024 geplant am 
24.10.2024), da diese Frage vor der Beschlussfassung noch 
abgeklärt wird. 
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4. BH-Ried – Voranschlagsprüfung 2024 – Kenntnisnahme  
Mit Schreiben vom 13. August 2024 teilt die Bezirkshauptmannschaft Ried im Innkreis 
mit, dass der Voranschlag der Gemeinde Ort im Innkreis für das Haushaltsjahr 2024 
geprüft und aufgrund verschiedener Mängel nicht zur Kenntnis genommen, sprich ab-
gelehnt wird. Der Prüfbericht ist dem Gemeinderat zu Kenntnis zu bringen.  
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Beratung: GR Ernst MAYR erkundigt sich, aus welchen Gründen der Vor-
anschlag abgelehnt wurde. VB Robert ESSL erklärt, dass dies in 
der Schlussbemerkung und bei den Kontierungshinweisen fest-
gehalten ist. 

 Der Vorsitzende Bürgermeister Walter REINTHALER erklärt, 
dass in der nächsten Gemeinderatssitzung (am 24. Oktober 
2024 geplant) der Nachtragsvoranschlag beschlossen werden 
soll. In diesem Nachtragsvoranschlag sind alle festgestellten 
„Mängel“ berichtigt und behoben. 

 
Antrag: Der Antrag lautet, den Prüfbericht des Voranschlages 2024 zur 

Kenntnis zu nehmen. Als Zeichen der Zustimmung ersuche ich 
dazu um ein Handzeichen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: 12 Zustimmungen 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: GR Ernst Mayr 
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5. BH-Ried – Prüfbericht über die Gebarungsprüfung – Beratung/Kenntnis-
nahme  

Im Februar und März 2024 wurde Seitens der Bezirkshauptmannschaft Ried im Inn-
kreis die Gemeinde Ort im Innkreis einer sogenannten Gebarungsprüfung über den 
Zeitraum der Jahre 2021 bis 2024 unterzogen und darüber ein Prüfungsbericht erstellt. 
Dieser Prüfungsbericht ist dem Gemeinderat vollinhaltlich zur Kenntnis zu bringen. In 
weiterer Folge hat sich der Prüfungsausschuss mit den Empfehlungen auseinander zu 
setzen bzw. die Verwaltung hat diese Empfehlungen umzusetzen. Anzuführen ist, 
dass bereits einige dieser darin geforderten „Empfehlungen“ noch während der Prü-
fung selbst in Rücksprache mit dem Prüfer umgesetzt wurden bzw. zwischenzeitlich 
bereits durchgeführt wurden oder schon in der Umsetzungsphasen sind. Der Prüfbe-
richt wird dem Gemeinderat vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht.  
 
Der Prüfbericht liegt dem Protokoll aus Beilage bei und wurde dem Gemeinderat mit-
tels Beamter vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht. 
 
Weitere notwendige Vorgehensweise: 

• Behandlung des Prüfberichts im Gemeinderat → erfolgt in dieser Sitzung 

• Prüfungsausschuss befasst sich mit dem Prüfbericht → Umsetzungsvorschläge 
werden dem Gemeinderat empfohlen 

• Umsetzungsbericht an BH innerhalb von 3 Monaten → bis 25. November 2024 

• Entscheidung durch Behörde, ob eine Nachprüfung notwendig ist 
 
 
Beratung: Der Vorsitzende Bürgermeister Walter REINTHALER, Amtsleiter 

Christoph REINTHALER und VB Robert ESSL erläutern den 
Prüfbericht näher und erklären, woher diese „Mängel“ stammen 
und welche Empfehlungen bereits umgesetzt wurden bzw. in nä-
herer Zeit umgesetzt werden. Ebenso schildern sie, wie oben be-
reits festgehalten, wie die weitere Vorgehensweise ist. 

 
Antrag: Der Antrag lautet, den Prüfbericht der Gebarungsprüfung zur 

Kenntnis zu nehmen. Als Zeichen der Zustimmung ersuche ich 
dazu um ein Handzeichen. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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6. Grundverkauf Parzelle 574/13 – neuerliche Vergabe 
Der Verkauf der von der Gemeinde „rückgekauften“ Parzelle 574/13 auf den soge-
nannten Mosergründen wurde im März und April mehrere Wochen öffentlich bewor-
ben. 
Der Gemeinderat hat sich in seiner Sitzung am 18. März 2024 dafür ausgesprochen, 
dieses 988 m² große Grundstück, zum Preis von € 55,-/m² zu veräußern, wobei der 
Bauzwang innerhalb von 5 Jahren ab Kaufdatum bzw. die Bebauung von höchstens 2 
Wohnungen als Bedingung in den Kaufvertrag aufgenommen werden soll. 
 
Es haben sich damals 4 Interessenten schriftlich gemeldet, die dieses Grundstück er-
werben wollen. Wobei zwei Interessenten aus Ort und zwei Interessenten aus St. Mar-
tin sind.  
 
In geheimer Abstimmung erfolgte dann am 22. April 2024 mehrheitlich durch den Ge-
meinderat die Vergabe an die Interessenten Sarah SCHILCHER, wohnhaft in Ort und 
Stefan FINSTER, wohnhaft in Graz. 
In der Sitzung vom 24. Juni 2024 erfolgte dann ebenfalls durch den Gemeinderat ein-
stimmig der Beschluss zu dem vom Notar Mag. Hauser, Obernberg erstellten Kaufver-
trag. 
Allerdings ist die Partei von dem Kaufvertrag unter Angabe von persönlichen Gründen 
zurückgetreten. 
 
Da jedoch der zweite Bewerber für dieses Grundstück, der auch aus der Gemeinde 
Ort stammt, sein Interesse aufgrund des neuen Sachverhaltes weiter bekundet, soll 
entschieden werden, das Grundstück nun an die Bewerber Marco KETTL und Birgitt 
FRAUSCHER zu den bereits oben genannten Bedingungen hinsichtlich Grundstücks-
preis und Bauzwang zu veräußern. 
 
Beratung: Seitens der Gemeinderatsmitglieder gibt es hierzu keine beson-

deren Wortmeldungen. 
 
Antrag: Der Antrag lautet, das Grundstück mit der Parzelle 574/13 an 

Marco KETTL und Birgitt FRAUSCHER zu vergeben. 
 
Beschluss: 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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7. Gründung einer Verwaltungsgemeinschaft der Gemeinden Ort und Antiesen-
hofen – Information – Grundsatzbeschluss – Vertrag  

Aufgrund der Empfehlung der Gebarungsprüfung und zur Optimierung der gemeinde-
internen Abläufe sollen Möglichkeiten von Zusammenarbeit zwischen Gemeinden for-
ciert werden. Die Gemeinden Ort im Innkreis und Antiesenhofen beabsichtigen, eine 
solche eine Verwaltungsgemeinschaft zu gründen. 
Die Verwaltungsgemeinschaft betrifft die Geschäfte der Finanzabteilung, des Bauam-
tes, der allgemeinen Verwaltung, des Bürgerservice sowie die gemeinschaftliche Ge-
schäftsführung welche durch Amtsleiter Christoph REINTHALER wahrgenommen 
werden soll. 
Die Verwaltungsgemeinschaft hat keine Rechtspersönlichkeit. Dies bedeutet, dass der 
eigenständige Bestand beider Gemeinden, sowie ihre Rechte und Pflichten unberührt 
bleiben. 
In der Gemeinde Antiesenhofen wurde der Grundsatzbeschluss am 12. September 
2024 beschlossen. Heute soll der Grundsatzbeschluss zur Errichtung einer Verwal-
tungsgemeinschaft zwischen der Gemeinde Ort im Innkreis und der Gemeinde Antie-
senhofen gefasst werden. 
 
Beratung: Der Vorsitzende Bürgermeister Walter REINTHALER erklärt, 

dass in der heutigen Sitzung nur der Grundsatzbeschluss be-
schlossen werden soll. Vorbehaltlich des Grundsatzbeschlusses 
soll der Vertrag über die Errichtung einer Verwaltungsgemein-
schaft zwischen den Gemeinden Ort im Innkreis und Antiesenh-
ofen in der nächsten Gemeinderatssitzung (am 24. Oktober 2024 
geplant) beschlossen werden. 

 Amtsleiter Christoph REINTHALER beantwortet alle gestellten 
Fragen (Personalschlüssel, Kostenaufteilung, Ablauf, …) und 
gibt an, dass das Land Oö. die Gründung einer Verwaltungsge-
meinschaft sehr befürwortet. Ebenso teilt er mit, dass die Mitar-
beiter beider Gemeinden, dies als Chance sehen, die Abläufe 
und die Arbeitsaufteilungen effizienter zu gestalten (Vertretungs-
regelungen, mehr Wissen und Erfahrungswerte, …) 

 Nach einer kurzen Diskussion über die Vor- und Nachteile einer 
Verwaltungsgemeinschaft ging es zur Beschlussfassung über. 

 
Antrag: Der Antrag lautet, der Gemeinderat der Gemeinde Ort im Inn-

kreis möge den Grundsatzbeschluss zur Einrichtung einer Ver-
waltungsgemeinschaft mit der Gemeinde Antiesenhofen be-
schließen, um die weiteren Schritte zur Vertragserstellung dieser 
Zusammenarbeit einleiten zu können. 

 
Beschluss: 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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8. Allfälliges 

• Information Reparatur Pumpwerk Arth 

• GemCloud - Aktualisierung der Server → Information bezüglich eventueller Um-
stellung bzw. Erneuerung der Server 

• Vorstellung beabsichtigte Flächenwidmungsplanänderung Woodstock-Gelände 
(Sonderausweisung „Veranstaltungsgelände) - je ein Fraktionsvertreter soll an dem 
Gespräch am 17. Oktober um 13:00 Uhr teilnehmen 

• Förderung der Abt. Bildung betreffend Spürnasenecke in der Höhe von € 12.069, - 

• Nächste vorgesehene Gemeinderatssitzung Donnerstag, 24. Oktober 2024, 19:00 
Uhr (TOP Nachtragsvoranschlag, FLWP-Änderungen, Auflassung öffentliches Gut) 

• Informationen zum Wahlsonntag und zur Sitzung am Freitag vor der Wahl 

• Nächste geplante Prüfungsausschusssitzung am 3. Oktober 2024 
 
 
 
Der Vorsitzende Bürgermeister Walter Reinthaler beendet die Gemeinderatsitzung um 
21:43 Uhr.  


